
G e s e l l s c h a f t s v e r t r a g
der 

infra fürth bäder gmbh 
_______________________________ 

§ 1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma:

infra fürth bäder gmbh 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Fürth.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Bau, Betrieb und die Verpachtung von öf-
fentlichen Bädern und Freizeiteinrichtungen in Fürth, insbesondere zur Aufrechter-
haltung des Schul- und Breitensports, sowie die Erbringung aller Dienstleistungen,
die mit den vorgenannten Tätigkeiten in Zusammenhang stehen können.

(2) Die Gesellschaft ist nur im Einzelfall und nach Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung berechtigt, sich im Rahmen von Art. 92 Abs. 2 BayGO an anderen Un-
ternehmen gleicher oder verwandter Art zu beteiligen sowie solche Unternehmen
zu gründen oder zu erwerben.

(3) Soweit gesetzlich zulässig und nach diesem Gesellschaftsvertrag nicht untersagt,
ist die Gesellschaft zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet
erscheinen, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen.

§ 3
Stammkapital 

1Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 € (i.W. fünfundzwanzigtausend 
Euro). 2Das Stammkapital ist voll erbracht. 

Anlage 7
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§ 4 
Organe der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind 
1. die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer*) 

2. die Gesellschafterversammlung. 

§ 5 
Geschäftsführung und Vertretung 

(1) 1Die Gesellschaft hat eine/n Geschäftsführerin/Geschäftsführer oder mehrere Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführer. 2Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer 
vertreten die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. 3Sind mehrere Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführer bestellt, so vertreten zwei Geschäftsführerin-
nen/Geschäftsführer gemeinschaftlich oder eine/ein Geschäftsführerin/Geschäfts-
führer gemeinschaftlich mit einer/einem Prokuristin/Prokuristen die Gesellschaft. 
4Ist nur eine/ein Geschäftsführerin/Geschäftsführer bestellt, so ist diese/r einzelver-
tretungsberechtigt. 5Die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerinnen/Ge-
schäftsführer erfolgen durch die Gesellschafterversammlung. 6Das Gleiche gilt für 
den Abschluss, die Änderung und die Beendigung von Anstellungs- und Ruhege-
haltsverträgen mit den Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern. 7Die Bestellung er-
folgt auf höchstens fünf Jahre. 8Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der 
Amtszeit, jeweils auf höchstens fünf Jahre, ist zulässig. 

(2) 1Jede/jeder der Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer kann durch Gesellschafter-
beschluss von den Beschränkungen des § 181 Altern. 2 BGB allgemein oder im 
Einzelfall befreit werden. 2Erfolgt hierbei eine allgemeine Befreiung, so gilt im In-
nenverhältnis, dass sie die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer nur für Ge-
schäfte zwischen der Gesellschaft und anderen mit ihr im Sinn von § 15 AktG ver-
bundenen Unternehmen sowie mit Schwesterunternehmen in Anspruch nehmen 
dürfen; als Schwesterunternehmen gelten jene Gesellschaften, die mit der infra 
fürth holding gmbh unmittelbar oder mittelbar im Sinn von § 15 AktG verbunden 
sind oder sein werden. 3Das mittels Satz 2 für das Innenverhältnis Geltende kann 
durch gesonderten Gesellschafterbeschluss abgeändert werden. 4Eine Befreiung 
von den Beschränkungen des § 181 Altern. 1 BGB ist nur im Einzelfall und nur 
durch ausdrücklichen Gesellschafterbeschluss möglich. 

(3) 1Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer nehmen die Geschäfte der Gesell-
schaft mit der Sorgfalt einer/eines ordentlichen und gewissenhaften Kauffrau/Kauf-
manns wahr. 2Sie führen die Geschäfte nach Maßgabe des Gesetzes, dieses Ge-
sellschaftsvertrags und den Beschlüssen der Gesellschafterversammlung. 

(4) 1Die Geschäftsführungsbefugnis der Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer er-
streckt sich auf alle Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb der Gesellschaft mit 
sich bringt. 2Für Geschäftsführungshandlungen, die darüber hinaus gehen, bedarf 
es für jeden Einzelfall eines Gesellschafterbeschlusses. 

 
*) Der Gesellschaftsvertrag verwendet – soweit dies der jeweilige Kontext zulässt – die Pluralform (Geschäftsführe-

rinnen/Geschäftsführer). Sinngemäß schließt diese Pluralform stets den Singular (die Geschäftsführerin oder den 
Geschäftsführer) ein. 
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§ 6 
Wirtschaftsplan und fünfjährige Finanzplanung 

Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer haben in sinngemäßer Anwendung der für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften für jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan 
einschließlich Stellenplan aufzustellen und der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Fi-
nanzplanung zugrunde zu legen. 

§ 7 
Gesellschafterversammlung und Beschlussfassung 

(1) 1Die Gesellschafterversammlung ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht 
den Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern durch Gesetz oder Gesellschaftsver-
trag zur Zuständigkeit überwiesen sind. 2Die Gesellschafterversammlung entschei-
det über die strategischen Ziele der Gesellschaft sowie insbesondere über 
1. die Festlegung des Wirtschaftsplans einschließlich Stellenplan sowie etwaige 

Änderungen, 
2. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahreser-

gebnisses oder Bilanzgewinns, 
3. zusätzlich anzuwendende Vorschriften betreffend Jahresabschluss und Lage-

bericht gemäß § 13 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 1 und 2, 
4. die Bestellung und Abberufung von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern, 
5. die Entlastung der Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer, 
6. die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegenüber Geschäftsführerin-

nen/Geschäftsführern, 
7. die Erteilung und den Widerruf von Prokuren sowie von Handlungsvollmach-

ten zum gesamten Geschäftsbetrieb, 
8. die Wahl der/des Abschlussprüferin/Abschlussprüfers, 
9. den Abschluss, die Änderung und Beendigung von Anstellungs- und Ruhege-

haltsverträgen mit Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern, 
10. Gründung einschließlich Mitgründung und Erwerb sowie Veräußerung anderer 

Unternehmen, Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen, Erwerb zusätzlicher Anteile, teilweise Veräußerung vorhandener An-
teile, sonstige Änderungen der Beteiligungsquote, sofern hierdurch eine bishe-
rige Sperrminorität der Gesellschaft entfallen würde, sowie Teilnahme an einer 
Kapitalerhöhung gegen Einlagen, 

11. Mitgliedschaft in juristischen Personen des privaten oder öffentlichen Rechts, 
12. den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen im 

Sinn der §§ 291 und 292 AktG, 
13. die Änderung des Gesellschaftsvertrags, 
14. die Umwandlung oder Auflösung der Gesellschaft. 
3Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer haben außerdem die Ermächtigung 
der Gesellschafterversammlung einzuholen, sofern sie bei verbundenen Unterneh-
men im Sinn von § 15 AktG an Entscheidungen der in Satz 2 bezeichneten Art 
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durch Stimmabgabe, Weisung oder in anderer Form mitwirken. 4Von Satz 3 nicht 
erfasst sind Entscheidungen der Gesellschafterversammlung der infra fürth holding 
gmbh. 5Vorstehende Sätze lassen das Recht der Gesellschafterversammlung un-
berührt, weitere wichtige Entscheidungen in Angelegenheiten der Gesellschaft an 
die Zustimmung der Gesellschafterversammlung zu binden. 

(2) 1Die Gesellschafterversammlung wird von den Geschäftsführerinnen/Geschäfts-
führern unter Angabe der Tagesordnung und Übersendung der erforderlichen Un-
terlagen in elektronischer Form mit einer Frist von mindestens einer Woche einbe-
rufen. 2Bei der Berechnung der Frist nach Satz 1 werden der Tag der Gesellschaf-
terversammlung und der Tag des Zugangs der Ladung nicht mitgerechnet. 3Die 
Tagesordnung gilt als zugegangen, wenn die Ladungs-E-Mail im zuvor bekanntge-
gebenen elektronischen Briefkasten der/des Gesellschafterin/Gesellschafters oder 
bei ihrem/seinem Provider abrufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kennt-
nisnahme zu rechnen ist. 4In Eilfällen ist eine Verkürzung der Einberufungsfrist 
nach Satz 1 zulässig. 5In der Tagesordnung sollen die zu behandelnden Sachver-
halte und Beschlüsse möglichst genau bezeichnet werden. 

(3) 1Die Gesellschafterversammlung soll mindestens einmal jährlich einberufen wer-
den; davon muss eine Versammlung unter Beachtung der in § 42a Abs. 2 Satz 1 
GmbHG genannten Fristen abgehalten werden. 2Eine außerordentliche Gesell-
schafterversammlung muss auf Verlangen einer/eines Gesellschafterin/Gesell-
schafters einberufen werden. 3Ferner hat jede/jeder der Geschäftsführerinnen/Ge-
schäftsführer eine außerordentliche Gesellschafterversammlung einzuberufen, 
wenn das Wohl der Gesellschaft es fordert. 4Im Einvernehmen mit allen Gesell-
schafterinnen/Gesellschaftern kann auf die Einhaltung von Form- und Fristvor-
schriften verzichtet werden. 

(4) 1Bei Willensbildung der Gesellschafterinnen/Gesellschafter in einer Präsenzver-
sammlung findet diese am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen in der Ein-
berufung bekanntzugebenden Ort statt. 2Als präsenzlose Versammlungsform der 
Gesellschafterinnen/Gesellschafter ist auch die Video- oder Telefonkonferenz zu-
gelassen; die Video- oder Telefonkonferenz können hierbei auch mit der Präsenz-
versammlung kombiniert werden. 3Die Anwendung von Satz 2 setzt voraus, dass 
sämtliche Gesellschafterinnen/Gesellschafter innerhalb von drei Tagen, gerechnet 
vom Zugang der Tagesordnung, keinen Widerspruch gegen dessen Anwendung in 
Textform erheben. 

(5) 1Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Viertel 
des Stammkapitals vertreten sind. 2Erweist sich eine Gesellschafterversammlung 
als nicht beschlussfähig, so ist innerhalb von vier Wochen nach der Gesellschaf-
terversammlung mit mangelnder Beschlussfähigkeit mit der gleichen Tagesord-
nung eine neue Versammlung einzuberufen; Form und Frist bestimmen sich nach 
Abs. 2 Satz 1 bis 3. 3Die neue Versammlung ist ohne Rücksicht auf das vertretene 
Stammkapital beschlussfähig; hierauf ist in den Einladungen hinzuweisen. 

(6) 1Jede/r Gesellschafterin/Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversamm-
lung vertreten lassen. 2Vollmachten zur Vertretung und Ausübung des Stimm-
rechts müssen der Gesellschaft in Textform übermittelt werden. 

(7) 1Beschlüsse der Gesellschafterinnen/Gesellschafter werden in der Regel in Ver-
sammlungen gefasst. 2Diese werden gemäß Abs. 4 in Präsenz oder, sofern kei-
ne/keiner der Gesellschafterinnen/Gesellschafter widerspricht, (partiell) präsenzlos 
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abgehalten. 3Die Gesellschafterinnen/Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse mit 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht Gesetze oder dieser 
Gesellschaftsvertrag eine größere Mehrheit vorsehen. 4Je 1,00 € eines Geschäfts-
anteils gewähren eine Stimme. 5Jede/r Gesellschafterin/Gesellschafter kann ihre/ 
seine Stimmen nur einheitlich abgeben. 6Bei der Feststellung des Abstimmungser-
gebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. 7Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. 

(8) 1Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist unverzüglich eine Nie-
derschrift anzufertigen, die von den teilnehmenden Gesellschafterinnen/Gesell-
schaftern zu unterzeichnen ist. 2In der Niederschrift sind die Versammlungsform 
und der Tag der Versammlung, die Teilnehmerinnen/Teilnehmer, die Gegenstände 
der Tagesordnung, sämtliche Anträge sowie die Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung wiederzugeben. 3Über gemäß Abs. 9 außerhalb einer Versammlung ge-
fasste Beschlüsse der Gesellschafterinnen/Gesellschafter ist ebenfalls eine Nie-
derschrift anzufertigen. 4Diese Beschlüsse sind zudem in der Niederschrift der da-
rauffolgenden Gesellschafterversammlung festzuhalten. 5Ein Verstoß gegen 
Satz 1 bis 4 macht einen Beschluss nicht unwirksam. 6Jeder/jedem Gesellschafte-
rin/Gesellschafter ist eine Abschrift der Versammlungsniederschrift zu übermitteln, 
wobei die Unterzeichnung der Niederschrift auch mittels elektronischer Medien mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur erfolgen kann. 

(9) 1Außerhalb von Versammlungen können Beschlüsse nach Maßgabe von § 48 
Abs. 2 GmbHG gefasst werden, wenn den dortigen beiden Verfahrensalternativen 
keine/kein Gesellschafterin/Gesellschafter innerhalb von sieben Tagen, gerechnet 
vom Zugang der Beschlussunterlagen, in Textform widerspricht. 2Im Fall von 
Satz 1 müssen sich die Gesellschafterinnen/Gesellschafter binnen zwei Wochen 
nach Zugang der Beschlussunterlagen zum betreffenden Beschlussgegenstand 
äußern; andernfalls gilt der Antrag als abgelehnt. 3Auf den Zugang der Beschluss-
unterlagen findet Abs. 2 Satz 3 sinngemäße Anwendung. 

(10) 1Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können nur innerhalb einer Frist von 
acht Wochen, gerechnet ab Zugang der übermittelten (Versammlungs)Nieder-
schrift, angefochten werden. 2Die Anfechtungsfrist ist gewahrt, wenn innerhalb die-
ser Frist Klage erhoben wird. 

§ 8 
Abtretung von Geschäftsanteilen 

1Es gelten die gesetzlichen Regelungen. 2Bisher gesellschaftsvertraglich bestehende 
Vinkulierungen im Sinn von § 15 Abs. 5 GmbHG haben ihre Geltung mit Ablauf des 
31. Dezembers 2015 und Vorkaufsrechte mit Ablauf des 31. Dezembers 2018 verloren. 

§ 9 
Einziehung von Geschäftsanteilen 

(1) Die Einziehung von Geschäftsanteilen einer/eines Gesellschafterin/Gesellschafters 
mit deren/dessen Zustimmung ist zulässig. 
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(2) Die Einziehung des Geschäftsanteils einer/eines Gesellschafterin/Gesellschafters 
ohne deren/dessen Zustimmung ist aus wichtigem Grund zulässig, insbesondere 
wenn 
1. der Geschäftsanteil von einer/einem Gläubigerin/Gläubiger der/des Gesell-

schafterin/Gesellschafters gepfändet oder in sonstiger Weise in diesen voll-
streckt wird, und die Vollstreckungsmaßnahmen nicht innerhalb von zwei Mo-
naten, spätestens bis zur Verwertung des Geschäftsanteils, aufgehoben wer-
den, 

2. über das Vermögen der/des Gesellschafterin/Gesellschafters das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt wird oder die/der Gesellschafterin/Gesellschafter die Richtig-
keit und Vollständigkeit ihrer/seiner Vermögensauskunft an Eides statt (§ 802c 
ZPO) zu versichern hat oder 

3. in der Person der/des Gesellschafterin/Gesellschafters ein ihre/seine Aus-
schließung rechtfertigender Grund vorliegt, insbesondere wenn eine/ein Ge-
sellschafterin/Gesellschafter eine ihr/ihm nach dem Gesellschaftsvertrag oblie-
gende wesentliche Verpflichtung vorsätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit 
verletzt und dadurch die Gesellschaftsinteressen erheblich geschädigt hat. 

(3) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Mitberechtigten ungeteilt zu, so ist die Einzie-
hung gemäß Abs. 2 auch zulässig, wenn deren Voraussetzungen nur in der Per-
son einer/eines Mitberechtigten vorliegen. 

(4) Mehrere Geschäftsanteile einer/eines Gesellschafterin/Gesellschafters können nur 
insgesamt eingezogen werden. 

(5) 1Die freiwillige Einziehung nach Abs. 1 bedarf eines Gesellschafterbeschlusses, 
der mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst wird. 2Im Fall der zwangs-
weisen Einziehung nach Abs. 2 oder 3, die einen Gesellschafterbeschluss mit 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen erfordert, steht der/dem betroffe-
nen Gesellschafterin/Gesellschafter kein Stimmrecht zu. 3Die Einziehung wird 
durch die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer erklärt. 4Die Einziehung wird wirk-
sam mit Zugang der Erklärung der Einziehung bei der/dem betroffenen Gesell-
schafterin/Gesellschafter, unabhängig davon, wann die Einziehungsvergütung ge-
mäß § 10 gezahlt wird. 

(6) 1Beschließt die Gesellschafterversammlung eine Einziehung, so hat sie in dem Be-
schluss zugleich darüber zu beschließen, wie die durch die Einziehung entste-
hende Lücke zwischen der Summe der Nennbeträge der Geschäftsanteile und der 
Höhe des Stammkapitals ausgeglichen wird. 2Sie kann dabei entweder eine An-
passung der Summe der Nennbeträge der Geschäftsanteile an das Stammkapital 
durch Aufstockung bzw. Ausgabe neuer Geschäftsanteile oder, soweit rechtlich 
möglich, eine Anpassung der Höhe des Stammkapitals an die Summe der verblie-
benen Geschäftsanteile im Wege der Kapitalherabsetzung beschließen. 

§ 10 
Einziehungsvergütung 

(1) 1Die Einziehung erfolgt gegen Vergütung. 2Sie beträgt – insgesamt – 1,00 € (i.W. 
ein Euro) für sämtliche von der/vom jeweiligen Gesellschafterin/Gesellschafter 
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gehaltene Geschäftsanteile. 3Abweichend von Satz 2 bemisst sich die Vergütung 
für die Geschäftsanteile nach einem höheren Verkehrswert, sofern die Gesell-
schaft in den letzten beiden vor der Einziehung abgelaufenen Geschäftsjahren ein 
positives Ergebnis vor Steuern (§ 275 Abs. 2 Nr. 1 bis 13 bzw. Abs. 3 Nr. 1 bis 12 
HGB) ausgewiesen hat. 4Zur Feststellung dieses höheren Verkehrswerts der Ge-
schäftsanteile wird von der/dem/der Wirtschaftsprüferin/Wirtschaftsprüfer/Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, die/der/die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts, sofern ein solcher kraft Gesetzes oder Gesellschafterbe-
schlusses aufzustellen ist, des vor der Einziehung abgelaufenen Geschäftsjahrs 
beauftragt worden ist, ein Bewertungsgutachten nach Maßgabe der Grundsätze 
zur Durchführung von Unternehmensbewertungen (IDW S 1 in der jeweils aktuel-
len Fassung) erstellt. 5Diese/dieser/diese Wirtschaftsprüferin/Wirtschaftsprüfer/ 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft entscheidet als Schiedsgutachterin/Schiedsgut-
achter/Schiedsgutachterin, die/der/die auch über die Kosten ihrer/seiner/ihrer Inan-
spruchnahme entsprechend den Bestimmungen der §§ 91 ff. ZPO zu befinden hat, 
für alle Beteiligten endgültig. 

(2) 1Die Einziehungsvergütung ist im Fall von Abs. 1 Satz 3 bis 5 bei einem Ausschei-
den im ersten Halbjahr eines Kalenderjahres zum vorrangehenden Jahresstichtag 
(31. Dezember) und bei einem Ausscheiden im zweiten Halbjahr zum nächsten auf 
das Ausscheiden folgenden Jahresstichtag zu ermitteln. 2Nachträgliche Änderun-
gen von Jahresabschlüssen der Gesellschaft infolge steuerlicher Außenprüfungen 
oder aus anderen Gründen (mit Ausnahme einer Anfechtung von Jahresabschlüs-
sen bis einschließlich des nach Satz 1 maßgeblichen Jahresstichtags feststellen-
den Gesellschafterbeschlüssen) bleiben auf die Einziehungsvergütung ohne Ein-
fluss. 

§ 11 
Zahlbarkeit der Einziehungsvergütung in Raten 

(1) 1Eine Einziehungsvergütung, auf die § 10 Abs. 1 Satz 3 bis 5 anzuwenden ist, ist 
in drei gleichen Teilbeträgen zu entrichten. 2Der erste Teilbetrag ist sechs Monate 
nach Erklärung der Einziehung durch die Gesellschaft zahlbar. 3Die folgenden Teil-
beträge sind jeweils ein Jahr nach Fälligkeit des vorausgehenden Teilbetrags zur 
Zahlung fällig. 4Steht zu einem Fälligkeitstag die Höhe der Einziehungsvergütung 
noch nicht fest, so hat die Gesellschaft aufgrund einer Schätzung am Fälligkeitstag 
Abschlagszahlungen auf Hauptbetrag und Zinsen zu leisten. 

(2) 1Der jeweils offenstehende Teil der Einziehungsvergütung ist vom Tag der Erklä-
rung der Einziehung an zu einem um zwei Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
des § 247 BGB liegenden Jahressatzes zu verzinsen. 2Die Zinsen auf den jeweils 
offenstehenden Teil der Einziehungsvergütung sind jährlich im Nachhinein zu dem 
Zeitpunkt zahlbar, zu welchem ein Teilbetrag der Einziehungsvergütung zu zahlen 
ist. 3Die Gesellschaft ist, nach Zustimmung der Gesellschafterversammlung, jeder-
zeit berechtigt, die Einziehungsvergütung ganz oder teilweise unter Verrechnung 
mit den nächstfälligen Zahlungen vorzeitig zu entrichten, ohne zum Ausgleich der 
der/dem ausscheidenden Gesellschafterin/Gesellschafter dadurch entgehenden 
Zinszahlungen verpflichtet zu sein. 
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(3) Falls, soweit und solange Zahlungen gegen § 30 Abs. 1 GmbHG verstoßen wür-
den, gelten Zahlungen auf den Hauptbetrag als zum Satz gemäß Abs. 2 Satz 1 
verzinslich gestundet, Zinszahlungen als unverzinslich gestundet. 

(4) Die/der ausscheidende Gesellschafterin/Gesellschafter ist nicht berechtigt, von der 
Gesellschaft Sicherheitsleistung für die jeweils ausstehenden Zahlungen ein-
schließlich Zinsen zu verlangen. 

§ 12 
Abtretungsverlangen statt Einziehung 

(1) 1Soweit die Einziehung eines Geschäftsanteils zulässig ist, kann die Gesellschaf-
terversammlung auch beschließen, dass der Geschäftsanteil der/des betroffenen 
Gesellschafterin/Gesellschafters an die Gesellschaft oder eine von ihr bezeichnete 
Person, bei der es sich auch um eine/einen Gesellschafterin/Gesellschafter han-
deln kann, abgetreten wird, und zwar auch dergestalt, dass der Geschäftsanteil 
teilweise eingezogen wird und im Übrigen an die Gesellschaft oder die von ihr be-
zeichnete Person abzutreten ist. 2Bei nach Satz 1 erforderlichen Beschlüssen hat 
die/der im Fall der zwangsweisen Einziehung betroffene Gesellschafterin/Gesell-
schafter kein Stimmrecht. 

(2) 1Soweit die Gesellschaft statt der Einziehung des Geschäftsanteils dessen Abtre-
tung an sich oder eine von der Gesellschaft bezeichnete Person verlangt, gelten 
die Regelungen in § 9 Abs. 5, § 10 und § 11 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
die Vergütung für den abzutretenden Geschäftsanteil von der/dem Erwerberin/Er-
werber des Geschäftsanteils geschuldet wird. 2§ 30 Abs. 1 GmbHG bleibt unbe-
rührt. 

§ 12a 
Neubildung eingezogener Geschäftsanteile 

1Die Neubildung eines eingezogenen Geschäftsanteils ist zulässig, soweit dem nicht 
zwingendes Recht entgegensteht. 2Sie erfolgt durch Gesellschafterbeschluss mit Drei-
viertelmehrheit der abgegebenen Stimmen. 

§ 13 
Jahresabschluss und Lagebericht, Prüfung, 

Feststellung und Ergebnisverwendung 

(1) 1Die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer haben den Jahresabschluss gemäß 
den gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. 2Unabhängig von den gesetzlichen Er-
fordernissen ist der Jahresabschluss stets der Abschlussprüfung durch eine/einen/ 
eine Wirtschaftsprüferin/Wirtschaftsprüfer/Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu un-
terziehen und um die Prüfung nach § 53 Abs. 1 HGrG zu erweitern. 3Ist die Gesell-
schaft zum jeweiligen Abschlussstichtag nicht bereits gesetzlich verpflichtet, den 
Jahresabschluss nach den Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften aufzustellen, kann die Gesellschafterver-
sammlung beschließen, dass für die Aufstellung und Prüfung des betreffenden 
Jahresabschlusses die genannten Vorschriften für große Kapitalgesellschaften 
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anzuwenden sind; Beschlussfassungen nach Halbsatz 1 haben zu berücksichti-
gen, dass eine mehrjährige Kontinuität der anzuwendenden Vorschriften gegeben 
sein soll. 

(2) 1Ist die Gesellschaft zur Aufstellung und Prüfung eines Lageberichts nicht bereits 
gesetzlich verpflichtet, kann die Gesellschafterversammlung seine Aufstellung 
durch die Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer verlangen. 2Aus dem hierfür erfor-
derlichen Beschluss müssen die Vorschriften ersichtlich sein, die für den Inhalt des 
Lageberichts gelten sollen; Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 findet entsprechende Anwen-
dung. 3Im Fall der Ausübung des Rechts gemäß Satz 1 Halbsatz 2 hat sich die Ab-
schlussprüfung auch auf den betreffenden Lagebericht zu erstrecken. 

(3) Die Gesellschafterversammlung hat gemäß § 42a Abs. 2 Satz 1 GmbHG über die 
Feststellung des Jahresabschlusses und über die Verwendung des Jahresergeb-
nisses oder Bilanzgewinns zu beschließen. 

§ 14 
Sondervorschriften 

(1) Die Stadt Fürth übt die Rechte aus § 53 Abs. 1 HGrG aus. 

(2) Dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Fürth und dem für sie zuständigen überört-
lichen Prüfungsorgan werden die in § 54 HGrG vorgesehenen Befugnisse einge-
räumt. 

§ 15 
Bekanntmachungen der Gesellschaft 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden, soweit gesetzlich vorgeschrieben, im 
elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht. 

§ 16 
Schlussbestimmungen 

(1) 1Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrags ganz oder teilweise 
rechtsunwirksam oder nichtig sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 2Anstelle einer unwirksamen Bestim-
mung werden die Gesellschafterinnen/Gesellschafter diejenige wirksame Bestim-
mung vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung 
möglichst entspricht. 3Falls sich eine Regelungslücke in diesem Gesellschaftsver-
trag ergeben sollte, werden die Gesellschafterinnen/Gesellschafter diejenige wirk-
same Bestimmung vereinbaren, die sie nach Sinn und Zweck vernünftigerweise 
vereinbart hätten, wenn sie die Angelegenheit von vornherein bedacht hätten. 

(2) Die in diesem Gesellschaftsvertrag enthaltenen Verweisungen auf gesetzliche Be-
stimmungen sind grundsätzlich dynamisch zu verstehen, sofern sich nicht aus dem 
jeweiligen Sachzusammenhang ausnahmsweise eine starre Verweisung ergibt. 
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§ 17 
Gerichtsstand 

Erstinstanzlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen den Gesellschafterin-
nen/Gesellschaftern und/oder der Gesellschaft aus diesem Vertrag und/oder dem Ge-
sellschafterinnenverhältnis/Gesellschafterverhältnis ist, soweit gesetzlich zulässig, der 
Sitz der Gesellschaft. 

§ 18 
Gründungsaufwand 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten und Gebühren (ins-
besondere Notar- und Gerichtsgebühren, Beratungs- sowie Veröffentlichungskosten) 
bis zu einem Gesamtbetrag von – insgesamt – 100.000,00 € (i.W. einhunderttausend 
Euro). 
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